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Reichs-Geſetzblatt. 


M I3. 
Inhalt: Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. S. 145. — Geſetz, betreffend den Abgaben ⸗ 
tarif für den Kaiſer Wilhelm⸗Kanal. S. 150. — Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung 


vom 16. Auguſt 1876, betreffend die Kautionen der bei der Militär. und der Marineverwaltung 
angeſtellten Beamten. S. 181. 


(Nr. 2306.) Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. Vom 27. Mai 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


§. 1. 

Wer in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mittheilungen, welche für 
einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt find, über geſchäftliche Verhältniſſe, 
insbeſondere über die Beſchaffenheit, die Herſtellungsart oder die Preisbemeſſung 
von Waaren oder gewerblichen Leiſtungen, über die Art des Bezuges oder die 
Bezugsquelle von Waaren, über den Beſitz von Auszeichnungen, über den Anlaß 
oder den Zweck des Verkaufs unrichtige Angaben thatſächlicher Art macht, welche 
geeignet ſind, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, 
kann auf Unterlaſſung der unrichtigen Angaben in Anſpruch genommen werden. 
Dieſer Anſpruch kann von jedem Gewerbetreibenden, der Waaren oder Leiſtungen 
gleicher oder verwandter Art herſtellt oder in den geſchäftlichen Verkehr bringt, 
oder von Verbänden zur Förderung gewerblicher Intereſſen geltend gemacht 
EES joweit die Verbände als ſolche in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten klagen 
önnen. 

Neben dem Anſpruch auf Unterlaſſung der unrichtigen Angaben haben 
die vorerwähnten Gewerbetreibenden auch Anſpruch auf Erſatz des durch die un⸗ 
richtigen Angaben verurſachten Schadens gegen denjenigen, der die Angaben 
gemacht hat, falls dieſer ihre Unrichtigkeit kannte oder kennen mußte. Der An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz kann gegen Redakteure, Verleger, Drucker oder Ver⸗ 
breiter von periodiſchen Druckſchriften nur geltend gemacht werden, wenn dieſelben 
die Unrichtigkeit der Angaben kannten. 
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Die Verwendung von Namen, welche nach dem Handelsgebrauch zur 
Benennung gewiſſer Waaren dienen, ohne deren Herkunft bezeichnen zu ſollen, 
fällt unter die vorſtehenden Beſtimmungen nicht. 

Im Sinne der Beſtimmungen des Abſatzes 1 und 2 find den Angaben 
thatſächlicher Art bildliche Darſtellungen und ſonſtige Veranſtaltungen gleich zu 
achten, die darauf berechnet und geeignet ſind, ſolche Angaben zu erſetzen. 

Unter Waaren im Sinne dieſes Geſetzes find auch landwirthſchaftliche Er— 
zeugniſſe, unter gewerblichen Leiſtungen auch landwirthſchaftliche zu verſtehen. 


$. 2. 

Für Klagen auf Grund des $. iſt ausſchließlich zuſtändig das Gericht, 
in deſſen Bezirk der Beklagte ſeine gewerbliche Niederlaſſung oder in Ermangelung 
einer ſolchen ſeinen Wohnſitz hat. Für Perſonen, welche im Inlande weder eine 
gewerbliche Niederlaſſung noch einen Wohnſitz haben, iſt ausſchließlich zuſtändig 
das Gericht des inländiſchen Aufenthaltsortes, oder wenn ein ſolcher nicht bekannt 
iſt, das Gericht, in deſſen Bezirk die Handlung begangen iſt. 


F. 3. 

Zur Sicherung des im $. 1 Abſatz 1 bezeichneten Anſpruchs können einſt⸗ 
weilige Verfügungen erlaſſen werden, auch wenn die in den $$. 814, 819 der 
Civilprozeßordnung bezeichneten Vorausſetzungen nicht zutreffen. Zuſtändig iſt 
auch das Amtsgericht, in deſſen Bezirk die den Anſpruch begründende Handlung 
begangen iſt; im Uebrigen finden die Vorſchriften des §. 820 der Civilprozeß⸗ 
ordnung Anwendung. 

F. 4. 

Wer in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
hervorzurufen, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mittheilungen, welche 
für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind, über die Beſchaffenheit, 
die Herſtellungsart oder die Preisbemeſſung von Waaren oder gewerblichen 
Leiſtungen, über die Art des Bezuges oder die Bezugsquelle von Waaren, über 
den Beſitz von Auszeichnungen, über den Anlaß oder den Zweck des Verkaufs 
wiſſentlich unwahre und zur Irreführung geeignete Angaben thatſächlicher Art 
macht, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark beſtraft. 

ſt der Thäter bereits einmal wegen einer Zuwiderhandlung gegen die 
vorſtehende Vorſchrift beſtraft, ſo kann neben oder ſtatt der Geldſtrafe auf Haft 
oder auf Gefängniß bis zu ſechs Monaten erkannt werden; die Beſtimmungen 
des F. 245 des Strafgeſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 


BA 
Durch Beſchluß des Bundesraths kann feſtgeſetzt werden, daß beſtimmte 
Waaren im Einzelverkehr nur in vorgeſchriebenen Einheiten der Zahl, der Länge 
und des Gewichts oder mit einer auf der Waare oder ihrer Aufmachung anzu⸗ 
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bringenden Angabe über Zahl, Länge oder Gewicht gewerbsmäßig verkauft oder 
feilgehalten werden dürfen. . 

Für den Einzelverkehr mit Bier in Flaſchen oder Krügen kann die Angabe 
des Inhaltes unter Feſtſetzung angemeſſener Fehlergrenzen vorgeſchrieben werden. 

Die durch Beſchluß des Bundesraths getroffenen Beſtimmungen ſind durch 
das Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstag ſogleich oder bei ſeinem 
nächſten Zuſammentritt vorzulegen. ö 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des Bundesraths werden mit 
Geldſtrafe bis einhundertundfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 


F. 6. 

Wer zu Zwecken des Wettbewerbes über das Erwerbsgeſchäft eines Anderen, 
über die Perſon des Inhabers oder Leiters des Geſchäfts, über die Waaren 
oder gewerblichen Leiſtungen eines Anderen Behauptungen thatſächlicher Art auf⸗ 
ſtellt oder verbreitet, welche geeignet ſind, den Betrieb des Geſchäfts oder den 
Kredit des Inhabers zu ſchädigen, iſt, ſofern die Behauptungen nicht erweislich 
wahr ſind, dem Verletzten zum Erſatze des entſtandenen Schadens verpflichtet. 
Auch kann der Verletzte den Anſpruch geltend machen, daß die Wiederholung 
oder Verbreitung der Behauptungen unterbleibe. 

Die Beſtimmungen des erſten Abſatzes finden keine Anwendung, wenn 
der Mittheilende oder der Empfänger der Mittheilung an ihr ein berechtigtes 
Intereſſe hat. 

SEM. 


Wer wider beſſeres Wiſſen über das Erwerbsgeſchäft eines Anderen, über 
die Perſon des Inhabers oder Leiters des Geſchäfts, über die Waaren oder ae, 
werblichen Leiſtungen eines Anderen unwahre Behauptungen thatſächlicher Art 
aufſtellt oder verbreitet, welche geeignet find, den Betrieb des Geſchäfts zu 
ſchädigen, wird mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft. 


$. 8. 

Wer im geſchäftlichen Verkehr einen Namen, eine Firma oder die beſondere 
Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts, eines gewerblichen Unternehmens oder einer 
Druckſchrift in einer Weiſe benutzt, welche darauf berechnet und geeignet iſt, 
Verwechſelungen mit dem Namen, der Firma oder der beſonderen Bezeichnung 
hervorzurufen, deren ſich ein Anderer befugterweiſe bedient, iſt dieſem zum Erſatze 
des Schadens verpflichtet. Auch kann der Anſpruch auf Unterlaſſung der miß— 
bräuchlichen Art der Benutzung geltend gemacht werden. 


8.19.7 
Mit Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark oder mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre wird beſtraft, wer als Angeſtellter, Arbeiter oder Lehrling eines Geſchäfts⸗ 
betriebes Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe, die ihm vermöge des Dienſtver⸗ 
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hältniſſes anvertraut oder ſonſt zugänglich geworden ſind, während der Geltungs— 
dauer des Dienſtverhältniſſes unbefugt an Andere zu Zwecken des Wettbewerbes 
oder in der Abſicht, dem Inhaber des Geſchäftsbetriebes Schaden zuzufügen, 
mittheilt. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher Geſchäfts- oder Betriebsgeheinmiſſe, 
deren Kenntniß er durch eine der im Abſatz 1 bezeichneten Mittheilungen oder 
durch eine gegen das Geſetz oder die guten Sitten verſtoßende eigene Handlung 
erlangt hat, zu Zwecken des Wettbewerbes unbefugt verwerthet oder an Andere 
mittheilt. 

Zuwiderhandlungen verpflichten außerdem zum Erſatze des entſtandenen 
Schadens. Mehrere Verpflichtete haften als Geſammtſchuldner. 


$. 10. 

Wer zum Zweck des Wettbewerbes es unternimmt, einen Anderen zu einer 
unbefugten Mittheilung der im F. 9 Abſatz 1 bezeichneten Art zu beſtimmen, 
wird mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark oder mit Gefängniß bis zu neun 
Monaten beſtraft. 

F. 11. 

Die in den 88. 1, 6, 8, 9 bezeichneten Anſprüche auf Unterlaſſung oder 
Schadenserſatz verjähren in ſechs Monaten von dem Zeitpunkt an, in welchem 
der Anſpruchsberechtigte von der Handlung und von der Perſon des Verpflichteten 
Kenntniß erlangt, ohne Rüdficht auf dieſe Kenntniß in drei Jahren von der 
Begehung der Handlung an. 

Für die Anſprüche auf Schadenserſatz beginnt der Lauf der Verjährung nicht 
vor dem Zeitpunkt, in welchem ein Schaden entſtanden iſt. 


$. 12. 

Die Strafverfolgung tritt mit Ausnahme der im F. 5 bezeichneten Fälle 
nur auf Antrag ein. In den Fällen des F. 4 hat das Recht den Strafantrag 
zu ſtellen, jeder der im §. 1 Abſatz 1 bezeichneten Gewerbetreibenden und Verbände. 

Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 

Strafbare Handlungen, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, können 
von den zum Strafantrage Berechtigten im Wege der Privatklage verfolgt werden, 
ohne daß es einer vorgängigen Anrufung der Staatsanwaltſchaft bedarf. Die 
öffentliche Klage wird von der Staatsanwaltſchaft nur dann erhoben, wenn dies 
im öffentlichen Intereſſe liegt. 

Geſchieht die Verfolgung im Wege der Privatklage, ſo ſind die Schöffen⸗ 
gerichte zuſtändig. 

F. 13. 

Wird in den Fällen des §. 4 auf Strafe erkannt, ſo kann angeordnet 
werden, daß die Verurtheilung auf Koſten des Schuldigen öffentlich bekannt zu 
machen ſei. 
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Wird in den Fällen des F. 7 auf Strafe erkannt, fo iſt zugleich dem 
Verletzten die Befugniß zuzuſprechen, die Verurtheilung innerhalb beftinnnter Friſt 
auf Koſten des Verurtheilten öffentlich bekannt zu machen. 

Auf Antrag des freigeſprochenen Angeſchuldigten kann das Gericht die 

öffentliche Bekanntmachung der Freiſprechung anordnen; die Staatskaſſe trägt die 
Koſten, inſofern dieſelben nicht dem Anzeigenden oder dem Privatkläger auferlegt 
worden ſind. 
e Iſt in den Fällen der §§. 1, 6 und 8 auf Unterlaſſung Klage erhoben, 
ſo kann in dem Artheile der obſiegenden Partei die Befugniß zugeſprochen werden, 
den verfügenden Theil des Ulrtheils innerhalb beſtimmter Friſt auf Koſten der 
unterliegenden Partei öffentlich bekannt zu machen. 

Die Art der Bekanntmachung iſt im Urtheil zu beftimmen. 


$. 14. 
„Neben einer nach Maßgabe dieſes Geſetzes verhängten Strafe kann auf 
Verlangen des Verletzten auf eine an ihn zu erlegende Buße bis zum Betrage 
von zehntauſend Mark erkannt werden. Für dieſe Buße haften die zu derſelben 
Verurtheilten als Geſaunntſchuldner. Eine erkannte Buße ſchließt die Geltend⸗ 
machung eines weiteren Entſchädigungsanſpruchs aus. 


F. 15. 
Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage ein Anſpruch auf 
Grund dieſes Geſetzes geltend gemacht iſt, gehören, inſoweit in erſter Inſtanz 
die Zuſtändigkeit der Landgerichte begründet iſt, vor die Kammer für Handels⸗ 
ſachen. Die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des §. 8 
des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze wird dem Reichsgericht 
zugewieſen. N 
K. 16. 


- Wer im Inlande eine Hauptniederlaſſung nicht beſitzt, hat auf den Schutz 
dieſes Geſetzes nur inſoweit Anſpruch, als in dem Staate, in welchem ſeine 
Hauptniederlaſſung ſich befindet, nach einer im Reichs-Geſetzblatt enthaltenen 
Bekanntmachung deutſche Gewerbetreibende einen entſprechenden Schutz genießen. 


| Saz 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1896 in Kraft. 


Alrlrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. ) 


Gegeben an Bord Meiner Yacht „Alexandria“, den 27. Mai 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 
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(Nr. 2307.) Geſetz, betreffend den Abgabentarif für den Kaiſer Wilhelm» Kanal. Vom 
27. Mai 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen 2. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Die im F. 3 Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Herſtellung des Nord⸗ 
Oſtſeekanals, vom 16. März 1886 (RNeichs⸗Geſetzbl. S. 58) beſtimmte Friſt, 
binnen welcher die Feſtſetzung des Tarifs für die Kanalabgabe dem Kaiſer im 

Hai 


Einvernehmen mit dem Bundesrath überlaſſen bleibt, wird bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1899 erſtreckt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord Meiner Yacht „Alexandria“, den 27. Mai 1896. 


(I. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 
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(Nr. 2308.) Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung vom 16. Auguſt 1876, betreffend 
die Kautionen der bei der Militär- und der Marineverwaltung angeſtellten 
Beamten. Vom 20. Mai 1896. 


A 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs auf Grund des F. 3 des Geſetzes, betreffend 
die Kautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 1869 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 161), 
im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


Sul; 
Den nach F. 1 Abſchnitt II der Verordnung vom 16. Auguſt 1876 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 179) zur Kautionsleiſtung verpflichteten Beamten der Marines 
verwaltung tritt hinzu: 


der Verwalter der Büreaukaſſe im Reichs-Marine-Amt. 
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Der $.2 derſelben Verordnung erhält unter Abſchnitt II nachſtehenden Zuſatz: 
für den Verwalter der Büreaukaſſe im Reichs-Marine-Amt 2500 Mark. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beiged 
gutt tegel genk g ſchrift und beigedrucktem 


Gegeben Prökelwitz, den 20. Mai 1896. 


(J.. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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